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Stand: 27.11.2024 
 

 

 

SATZUNG 

WASSERVERBAND REMS 

 

 

PRÄAMBEL: 
 

Die Rems ist auf weiten Strecken ein naturfernes, im Wesentlichen den technischen 
Zwecken der Vorflut dienendes Gewässer. Das Hochwasserschutzkonzept und der 
Verbandsplan des Wasserverband Rems (kurz WVR) orientieren sich daher nicht nur 
an den Nutzungszielen des Menschen, sondern bezieht auch die Belange des 
Naturschutzes und der Land- schaftspflege mit ein. Daher legte die 
Planungsgemeinschaft Rems mit der Integrier- ten Flussgebietsuntersuchung Rems 
(IFU Rems) 1995 ein ökologisch abgeprüftes Hochwasserschutzkonzept und 1996 ein 
ökologisches Gewässerentwicklungskonzept für den gesamten 80 km langen 
Remslauf vor. 

 
Das Hochwasserschutzkonzept der IFU Rems strebt einen Hochwasserschutz an, 
der einem ca. 100-jährlichen Abfluss entspricht. 

 
Jeder Gewässerausbau hat eine Abflussverschärfung für die Unterlieger zur Folge. 
Es ist deshalb Ziel des WVR, den Abfluss soweit als möglich durch Rückhaltung zu 
dämpfen. Zusätzlich zum Hochwasserschutz strebt der WVR die Aufwertung der 
Gewässerlandschaft und die ökologische Verbesserung der Rems an. 

 
Bis zum Jahr 2020 wurden die vier Hochwasserrückhalteräume 

 
 1 Schwäbisch Gmünd/Reichenhof, 
 9 Lorch/Waldhausen  
 4 Plüderhausen/Urbach und 
 6 Schorndorf/Winterbach 

 
errichtet. 
 
Verbandsziel ist der Schutz der Ortslagen bei einem 100-jährlichen Hochwasser der 
Rems. 
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I. GRUNDLAGEN DES VERBANDES 
 

§ 1 
 

Name, Sitz 
 
Der Verband führt den Namen Wasserverband Rems. Er hat seinen Sitz in Schorndorf. Er ist ein 
Wasserverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes (WVG). 

 
 

§ 2 
 

Mitglieder und Verbandsgebiet 
 
(1) Die Mitglieder des Verbands sind in der Anlage 1 genannt. 

 
(2) Das Verbandsgebiet wird durch die Gebiete der Mitgliederstädte und -gemeinden gebildet. 

soweit sie im Einzugsgebiet der Rems liegen. Das Verbandsgebiet ist in der als Anlage 2 
beigefügten Karte dargestellt. 

 
(3) Der Verband ist nach der Gründung für weitere Mitglieder offen (WVG §§ 23, 25). Eine Auf- 

hebung der Mitgliedschaft ist möglich (WVG § 24). 
 
 

§ 3 
 

Aufgaben 
 
(1) Aufgabe des Verbands ist die Herstellung und der Betrieb des technischen Hochwasser- 

schutzes im Verbandsgebiet sowie die ökologische Gewässerentwicklung entsprechend 
nachfolgenden Regelungen mit dem Ziel eines gleichwertigen an einem statistisch 100- 
jährlichen Hochwasserabfluss orientierten Hochwasserschutzes. 

 
(2) Die Planungsergebnisse der Integrierten Flussgebietsuntersuchung Rems (IFU Rems) Stand 

1997, die ergänzende Untersuchung „Hochwasserschutz am Oberlauf der Rems“ von 
2003/2004, die Fortschreibung des Hochwasserschutzkonzepts Mai 2013 und das ökologi- 
schen Entwicklungskonzepts in der von der Verbandsversammlung beschlossenen Fassung 
stellen die Grundlage der Verbandsziele und der Verbandsaufgaben dar. Die erforderlichen 
Maßnahmen sind in den Anlagen 2 und 3 genannt. 

 
(3) Der Verband hat die Aufgaben: 

 
(a) den Hochwasserschutz an der Rems durch Bau und Betrieb der überörtlichen 

Hochwasserschutzmaßnahmen des Hochwasserschutzkonzeptes Rems zu verbes- 
sern, 

 
(b) den örtlichen Hochwasserschutz bebauter Ortslagen an der Rems einschließlich der 

Mündungsbereiche der Remszuflüsse, der nicht durch zentrale Rückhaltungen erreicht 
werden kann, zu verbessern, finanziell zu fördern und zu unterstützen. Als Mündungsbe- 
reich gilt ein Zufluss, soweit er durch Rückstau aus der Rems bei einem 100-jährlichen 
Hochwasser überflutet werden kann. 

 
(c) die ökologische Gewässerentwicklung der Rems sowie der Mündungsbereiche der 

Remszuflüsse nach dem Gewässerentwicklungskonzept der IFU Rems, dessen Fort- 
schreibung und den Grundsätzen der naturnahen Gewässerentwicklung voranzutreiben. 
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Hierzu verpflichtet sich der Verband, ökologische Verbesserungen insbesondere aus 
dem Gewässerentwicklungskonzept zu realisieren und die ökologischen Verbesse- 
rungsmaßnahmen der Mitglieder an der Rems sowie den Mündungsbereichen der Ne- 
bengewässer finanziell zu fördern und zu unterstützen. Des weiteren sollen die natur- 
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, welche im Zuge der Umsetzung der Aufga- 
ben nach (a) und (b) erforderlich sind, für die ökologische Gewässerentwicklung der 
Rems und ihrer Zuflüsse eingesetzt werden. 

 
 

§ 4 
 

Pflichten der Verbandsmitglieder 
 
(1) Die Verbandsmitglieder unterstützen den Verband bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben 

und leisten Amtshilfe im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. Notwendige Mitwirkungen zur Ver- 
wirklichung der Verbandsziele dürfen nur aus wichtigem Grund verweigert werden. 

 
(2) Die Verbandsmitglieder sollen die für die Verbandsunternehmen benötigten Flächen in der 

Bauleitplanung berücksichtigen und von Bebauung frei halten. 
 
(3) Die Verbandsmitglieder sind bestrebt, die auf ihrem Gemeindegebiet erforderlichen natur- 

schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen vorrangig durch Maßnahmen der IFU Rems bzw. 
deren Fortschreibung zu verwirklichen und die ökologische Gewässerentwicklung der Rems 
zu unterstützen. 

 
(4) Die Verbandsmitglieder haben den Wasserverband unverzüglich von Veränderungen zu 

benachrichtigen, die sich auf die Verbandsanlagen auswirken, deren Wirksamkeit beein- 
trächtigen oder die Erfüllung der Verbandsaufgaben erschweren können. Die Pflicht zur un- 
verzüglichen Benachrichtigung gilt auch bei Änderungen mit möglichen Auswirkungen auf die 
Beitragsschlüssel. 

 
(5) Der Verband ist berechtigt, Grundstücke, welche die dingliche Mitgliedschaft begründen, zu 

betreten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung des Unternehmens erforderlich 
ist. 

 
 

§ 5 
 

Unternehmen, Plan, Lagerbuch 
 
(1) (a) Die Unternehmen des Verbandes für den überörtlichen Hochwasserschutz werden 

nach den im Hochwasserschutzkonzept vorgeschlagenen Prioritäten durchgeführt. Die 
Verbandsversammlung kann Abweichungen von den im Hochwasserschutzkonzept 
vor- geschlagenen Prioritäten gemäß § 8 beschließen. Die vorgesehenen Standorte mit 
Rückhalteräumen sind in der Übersichtskarte in Anlage 2 dargestellt. 

 
(b) Ein Antrag auf Planfeststellung zur Durchführung der Unternehmen des Verbandes darf 

nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Belegenheitsgemeinde gestellt werden. 
Der Vorstand bittet die Belegenheitsgemeinde, die Zustimmung zu erteilen und setzt hier- 
für eine angemessene Frist. Die Zustimmung gilt mit Fristablauf als erteilt. Die Frist be- 
ginnt mit dem Eingang des vollständigen Antrags bei der Belegenheitsgemeinde. Die Be- 
legenheitsgemeinde darf die Zustimmung nur verweigern, wenn die Durchführung des 
Unternehmens auf dem Gemeindegebiet erhebliche Belange der Gemeinde, insbesonde- 
re Belange einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, der städtebaulichen Gestal- 
tung oder der Entwicklung des Orts- und Landschaftsbildes oder Belange der weiteren 
Verbesserung des Hochwasserschutzes entgegenstehen. Vor einer förmlichen Versa- 
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gung der Zustimmung hat die Gemeinde gemäß § 22 das Regierungspräsidium Stuttgart 
als Schiedsstelle anzurufen. Der Gemeinderat der Belegenheitsgemeinde ist über einen 
Vermittlungsvorschlag der Schiedsstelle vor seiner Beschlussfassung über die Versagung 
der Zustimmung zu unterrichten. Die Gründe für die Versagung der Zustimmung sind 
schriftlich darzulegen. 

 
(c) Der Verband führt für den örtlichen Hochwasserschutz nach § 3 Abs. 3 b Unternehmen 

aus, soweit das Verbandsziel nicht durch Rückhaltungen zu erreichen ist. Im Übrigen er- 
folgt ausschließlich eine finanzielle Förderung in Rahmen der vorgegebenen Möglichkei- 
ten. Als Plan dient die Maßnahmenliste („IFU Rems“ und „Hochwasserschutz am Ober- 
lauf der Rems“) in Anlage 3. Weitere Maßnahmen können nach fachtechnischer Prüfung 
mit Zustimmung der Verbandsversammlung aufgenommen werden. 

 
(d) Die Unternehmen des Verbandes für die ökologische Gewässerentwicklung werden im 

Rahmen der finanziellen Möglichkeiten unter Berücksichtigung der im Gewässerentwick- 
lungskonzept vorgegebenen Prioritäten durchgeführt 

 
(e) Die verbandsinterne Förderung richtet sich nach § 18 der Satzung. 

 
(2) Die jeweiligen Fachverwaltungen werden zur Beratung der Verbandsunternehmen herange- 

zogen. Für die zu bauenden Hochwasserrückhalteräume sind vor Inbetriebnahme Betriebs- 
vorschriften und Dienstanweisungen im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidium und 
der zuständigen Unteren Wasserbehörde aufzustellen und einzuführen. 

 
(3) Die Arbeitsaufteilung bei der Unterhaltung und dem Betrieb der Hochwasserrückhalteräume 

am Gewässer I. Ordnung wird in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Land 
Baden-Württemberg als Träger der Unterhaltungslast (WG § 49 Abs. 1) und dem Verband 
als Eigentümer (WG § 48) geregelt. 

 
Verbandsaufgaben können auf einzelne Mitglieder, insbesondere die anliegenden Städte 
und Gemeinden übertragen werden. Der Verband regelt dies in öffentlich-rechtlichen Verträ- 
gen. 

 
(4) Das Hochwasserschutzkonzept nach der Fortschreibung 2013 soll in folgenden Prioritätsstu- 

fen realisiert werden: 
 

Priorität 1 
HRB 4 Plüderhausen/Urbach 
HRB 5 Urbach/Schorndorf 
Hochwasserschutzdämme Plüderhausen 
Einmündungsbereich Urbach 

 
 

Priorität 2 
HRB 7 Nord Winterbach/Remshalden 
HRB 8 Süd Remshalden/Weinstadt 
Hochwasserschutzdämme Waiblingen-Beinstein 
Weitere innerörtliche Hochwasserschutzmaßnahmen, soweit das 
Schutzziel durch Rückhaltungen nicht erreicht wird 

 
Priorität 3 

HRB 7 Süd Winterbach/Remshalden 
HRB 8 Nord Remshalden/Weinstadt 
HRB  2 östlich Lorch 
HRB  3 Waldhausen/Plüderhausen 
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Die Fortschreibung und Ergänzung der Unternehmen und Pläne bedarf der Beschlussfas- 
sung der Verbandsversammlung und der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

 
(5) Der Verband führt ein Lagerbuch mit einem Verzeichnis der Verbandsanlagen und dem 

Grundstückseigentum des Verbandes. 
 
 

II. ORGANISATION DES VERBANDES 
 

§ 6 
 

Organe 
 
Organe des Verbandes sind die Versammlung der Verbandsmitglieder (Verbandsversammlung) 
und der Vorstand. 

 
 

§ 7 
 

Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den gesetzlichen Vertretern der Verbandsmitglieder 

sowie einem Vertreter des Landes (Regierungspräsidium Stuttgart). Die gesetzlichen Vertre- 
ter können je einen Vertreter bestimmen. Sachkundige Personen können widerruflich als be- 
ratende Mitglieder berufen oder im Einzelfall zu den Beratungen hinzugezogen werden. Die 
Geschäftsführer nehmen an den Verbandsversammlungen mit beratender Stimme teil. 

 
(2) Die Verbandsversammlung hat die folgenden Aufgaben: 

 
a) Wahl und Abberufung des Vorstandsvorsitzenden und der Stellvertreter, 

 
b) Beschlußfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehmens, die Fortschrei- 

bung und Ergänzung des Plans, wie insbesondere Abweichungen von den im Hochwas- 
serschutzkonzept vorgesehenen Prioritäten (§ 5 Abs. 1 a), weitere Maßnahmen des ört- 
lichen Hochwasserschutzes (§ 5 Abs. 1 c) oder der Aufgaben sowie über die Grundsät- 
ze der Geschäftspolitik, 

 
c) Beschlußfassung über die Umgestaltung und Auflösung des Verbandes, 

 
d) Festsetzung des Haushaltsplans sowie von Nachtragshaushaltsplänen, 

 
e) Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplans, 

 
f) Entlastung des Vorstandes, 

 
g) Festsetzung von Vergütungen für Vorstandsmitglieder, 

 
h) Beschlußfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Ver- 

band, 
 

i) Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten, 
 

j) Festsetzung der im Haushaltsjahr zu realisierenden Verbandsmaßnahmen und der 
Maßnahmen von Verbandsmitgliedern, die durch den Verband unterstützt werden (ver- 
bandsinterne Förderung), 
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k) sonstige Angelegenheiten, die wegen ihrer besonderen Wichtigkeit vom Vorstand zur 
Beschlußfassung vorgelegt werden, 

 
l) Bestellung der Geschäftsführer und Festlegung der Vergütung, 

 
m) Verabschiedung einer Geschäftsordnung, 

 
n) Wahl eines Schaubeauftragten für die Verbandsschau. 

 
(3) Die Verbandsversammlung wird durch den Vorstandsvorsitzenden mindestens einmal im 

Jahr einberufen und geleitet. Der Vorstandsvorsitzende lädt die Aufsichtsbehörde und die 
zuständigen Fachbehörden hierzu ein. 

 
(4) Außerordentliche Verbandsversammlungen können auf Verlangen des Landes oder beider 

Landkreise oder eines Drittels der sonstigen Mitglieder durch den Vorstandsvorsitzenden 
einberufen werden. 

 
(5) Die Verbandsversammlungen sind mit einer Frist von 2 Wochen unter Angabe der Tages- 

ordnung einzuberufen. In dringenden Fällen kann die Frist verkürzt werden. Die Verbands- 
versammlung findet grundsätzlich öffentlich statt. Nichtöffentlich ist zu verhandeln, wenn die 
Verbandsversammlung dies beschließt, das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
einzelner dies erfordern. 

 
(6) Die Verbandsversammlungen werden protokolliert. Jedes Protokoll ist durch den Vorstands- 

vorsitzenden sowie den Schriftführer zu unterzeichnen und den Mitgliedern zur Kenntnis zu 
geben. Das Protokoll soll spätestens in der nächsten Sitzung vorliegen. 

 
 

§ 8 
 

Entscheidungen, Stimmrecht in der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung beschließt mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mit- 

glieder einschließlich der Zustimmung des Landes. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 
Die Vertretung der Mitglieder in der Versammlung erfolgt durch eine (stimmberechtigte) Per- 
son. 

 
(2) Für die Beschlußfähigkeit genügt die Anwesenheit von einem Drittel der Mitglieder (WVG § 

48 Abs. 2). 
 
(3) Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

 
 

§ 9 
 

Vorstand 
 
(1) Der Vorstand setzt sich zusammen aus dem Vorsitzenden, dem ersten, dem zweiten und 

dem dritten Stellvertreter sowie einem Vertreter des Landes (Regierungspräsidium Stutt- 
gart). Der Vorstand kann Vertreter von Mitgliedsgemeinden, auf deren Markung Planungen 
oder Baumaßnahmen im Gange sind, als beratende Verbandsmitglieder ohne Stimmrecht 
bestellen. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher (WVG § 52 Abs. 1). 

 
(2) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter werden auf 5 Jahre aus den Vertretern der Ver- 

bandsmitglieder in Person gewählt. 
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(3) Der Vorsitzende beruft den Vorstand nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, zu 
Sitzungen ein. Die Geschäftsführer und die Vertreter der Aufsichtsbehörde nehmen an der 
Vorstandssitzung mit beratender Stimme teil. Die Vorstandsmitglieder haben je 1 Stimme. 
Der Vorstand beschließt mit der Mehrheit seiner Stimmen sowie der Zustimmung des Lan- 
des. Die Beschlußfähigkeit liegt nur vor, wenn mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten 
anwesend sind. 

 
(4) Ist ein Mitglied des Vorstands nicht mehr Vertreter eines Verbandsmitglieds, scheidet dieses 

Vorstandsmitglied aus. Für den Rest der Amtszeit wählt die Verbandsversammlung ein neu- 
es Vorstandsmitglied. 

 
(5) Der Vorstand vertritt den Verband nach außen. Die Vertretung erfolgt durch den Vorsitzen- 

den und mindestens ein weiteres Vorstandsmitglied. Die Geschäftsordnung kann Vertre- 
tungsbefugnisse dem Geschäftsführer zuweisen. 

 
(6) Der Vorstand leitet den Verband. Der Vorstand kann Aufgaben an die Geschäftsführer dele- 

gieren. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 
 
(7) Der Vorstand kann bei Bedarf über- oder außerplanmäßige Ausgaben bis zu 50.000 EUR 

tätigen. Die Bewirtschaftungsbefugnis des Vorstandes beträgt 250.000 EUR. 
 
(8) Der Vorstand legt der Verbandsversammlung die Haushaltsrechnung und den Prüfbericht 

nach § 14 vor. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstandes. 
 
 

§ 10 
 

Verbandsgeschäftsführer und weitere Aufgabenträger 
 
(1) Die Verbandsversammlung bestellt einen oder mehrere Geschäftsführer. 

 
(2) Die Zuständigkeiten der Geschäftsführer werden im Einzelnen durch die Verbandsversamm- 

lung in einer Geschäftsordnung festgelegt. 
 
(3) Die Geschäftsführer erhalten für ihre Tätigkeit eine Vergütung, deren Höhe die Verbands- 

versammlung festlegt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung bestellt einen Betriebsbeauftragten. 

 
 

§ 11 
 

Eilentscheidungen 

 
In dringenden Angelegenheiten der Verbandsversammlung, deren Erledigung auch nicht bis zu 
einer ohne Frist und formlos einberufenen Sitzung aufgeschoben werden kann, entscheidet der 
Vorstandsvorsitzende an Stelle der Verbandsversammlung. Die Gründe für die Eilentscheidung 
und die Art der Erledigung sind den Mitgliedern der Verbandsversammlung unverzüglich, spätes- 
tens in der nächsten Sitzung, mitzuteilen. Das Gleiche gilt für Angelegenheiten, für deren Ent- 
scheidung der Vorstand zuständig ist. 



- 11 -  

§ 12 
 

Verbandsschau 
 
(1) Zur Feststellung des Zustandes der von dem Verband zu betreuenden Anlagen, Gewässer 

und Grundstücken im Rahmen der Aufgaben des Verbandes führt der Verband 3-jährlich ei- 
ne Verbandsschau durch. Der Schaubeauftragte leitet die Verbandsschau. 

 
Zu den Verbandsschauen werden Vertreter der Belegenheitsgemeinden, des Regierungs- 
präsidiums Stuttgart und der Unteren Wasserbehörde eingeladen. 

 
Die Unterhaltung der Hochwasserrückhalteräume wird vertraglich (§ 5 Abs. 5 der Satzung) 
zwischen dem Land und dem Verband geregelt. Hierdurch gewonnene Erkenntnisse des 
Landes über den Zustand der Rückhalteräume werden dem Verband zu der Verbandsschau 
zur Verfügung gestellt. Hierzu wird der Termin der Verbandsschau mit dem Land abge- 
stimmt. 

 
(2) Der Schaubeauftragte wird durch die Verbandsversammlung für 5 Jahre gewählt. 

 
(3) Der Vorstand macht Ort und Zeit der Schau rechtzeitig bekannt. Die Mitglieder des Verban- 

des sind berechtigt, an der Schau teilzunehmen. 
 
(4) Über den Verlauf und das Ergebnis der Schau ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom 

Schaubeauftragten zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist den Teilnehmern der Ver- 
bandsschau und den Belegenheitsgemeinden zu übersenden. 

 
(5) Der Vorstand hat die Behebung der Mängel zu veranlassen. Die Beseitigung der Mängel ist 

der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
 
 

III. HAUSHALT UND BEITRÄGE DES VERBANDES 
 

§ 13 
 

Haushaltsplan 
 
(1) Für Haushaltsplan, Rechnungslegung und Prüfung gelten die Bestimmungen der Gemein- 

deordnung für Baden-Württemberg entsprechend (AGWVG § 2 Abs. 5). 
 
(2) Die Verbandsversammlung setzt für jedes Rechnungsjahr den Haushaltsplan des Verban- 

des und nach Bedarf Nachträge dazu fest. Der Vorstand stellt ihn so rechtzeitig auf, daß die 
Verbandsversammlung vor Beginn des Rechnungsjahres über ihn beschließen kann. Der 
Vorstand legt den Haushaltsplan und die Nachträge der Aufsichtsbehörde vor. Der Haus- 
haltsplan soll spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Haushaltsjahres vorliegen. 

 
(3) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
(4) Für den örtlichen Hochwasserschutz, die ökologische Gewässerentwicklung und die Ver- 

bandsverwaltung / Sonstiges wird jährlich ein Etat über Verbandsbeiträge bereitgestellt. Es 
ist anzustreben, dreiviertel dieser Summe für den örtlichen Hochwasserschutz und die öko- 
logische Gewässerentwicklung bereitzustellen. Der Beitrag nach Anlage 4 wird entspre- 
chend der Inflationsrate regelmäßig angepasst. 
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Die im Haushaltsplan hierfür eingestellten, jedoch nicht verausgabten Mittel, werden in einer 
Rücklage für den örtlichen Hochwasserschutz und die ökologische Gewässerentwicklung 
angesammelt. 

 
(5) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt sind, 

wenn der Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen wür- 
de. 

 
(6) Alle Einnahmen des Verbandes sind zur Bestreitung der Ausgaben für die Verbandsaufga- 

ben zu verwenden. 
 
 

§ 14 
 

Prüfung der Haushaltsrechnung 
 

(1) Der Jahresabschluss ist innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Haushaltsjahres 
aufzustellen und vom Verbandsvorsteher unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 
Der Jahresabschluss ist von der Verbandsversammlung innerhalb eines Jahres nach 
Ende des Haushaltsjahres festzustellen. 

 
(2) Der Beschluss über die Feststellung nach Absatz 1 ist der Rechtsaufsichtsbehörde 

sowie der Prüfungsbehörde unverzüglich mitzuteilen und ortsüblich bekannt zu geben. 
Gleichzeitig ist der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht an sieben Tagen 
öffentlich auszulegen; in der Bekanntgabe ist auf die Auslegung hinzuweisen. 

 
(3) Der Prüfbericht der Aufsichtsbehörde wird der Verbandsversammlung vorgelegt. 

 
§ 15 

Beiträge 
 
(1) Die Mitglieder haben an den Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner Aufga- 

ben, seiner Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich sind. 
Der Vorstand veranlagt alljährlich die in Anlage 1 genannten Mitglieder zu den Jahresbeiträ- 
gen nach den in § 16 festgelegten Grundsätzen. Diese werden durch Beschluß des Haus- 
haltsplans gültig. Das Land ist beitragsfreies Mitglied. 

 
(2) Eigentümer von Anlagen, die nicht Verbandsmitglieder sind, aber von dem Verbandsunter- 

nehmen Vorteile haben, sind gemäß § 28 Abs. 3 WVG nach Maßgabe ihres Vorteils zu 
Geldbeiträgen heranzuziehen. Der Verband hat die Zustimmung der Aufsichtsbehörde dazu 
einzuholen. 

 
(3) Der Verband führt ein Beitragsbuch. Dieses enthält den Beitragsstand, die Beitragsschlüs- 

sel, die Veranlagungsregeln und erforderliche Erläuterungen. Das Beitragsbuch wird für die 
Dauer der Verbandsversammlung zur Einsicht ausgelegt. 

 
(4) Beiträge werden durch Beitragsbescheid erhoben und sind innerhalb 4 Wochen nach 

Eingang des Bescheids zu entrichten. Bei nicht rechtzeitiger Beitragszahlung werden 
Säumniszuschläge nach den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes von Baden-
Württemberg erhoben. Die Vollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des 
Kommunalabgabengesetzes. 

 
(5) Gegen die Beitragsermittlung kann Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch hat kei- 

ne aufschiebende Wirkung. Die Verbandsversammlung entscheidet über den Widerspruch. 
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§ 16 
 

Beitragsverhältnis 
 

(1) Für die Aufgaben des überörtlichen Hochwasserschutzes, soweit sie nicht durch Förder- 
mittel des Landes finanziert sind, werden die Beiträge unterteilt nach Investitionskosten zur 
Umsetzung einer Maßnahme sowie Kosten für den Betrieb und Nutzungsentschädigungen 
ermittelt. 

 
Die Kosten werden wie nachfolgend aufgeführt über den Solidarbeitrag und einen Nutzerbei- 
trag auf die Städte und Gemeinden (nicht die Landkreise) aufgeteilt. 

 
 Investitionskosten Betriebskosten und Nut- 

zungsentschädigungen 
 

Wichtung Wichtung Faktor 
Solidarbeitrag 5 % 0 % Solidarschlüssel der Städte/Ge- 

meinden (ohne Landkreise) analog 
Abs. (2) 

Nutzerbeitrag 95 % 100 % N = Q
red 

x L
Siedlung 

 100 % 100 %  

 
 

Qred =   Reduktion des Hochwasserabflusses im besiedelten Bereich. Für jede Maßnah-   

me wird die Abflußreduktion unter Berücksichtigung des durch die Realisierung 
veränderten Abflussverhaltens anhand des Flussgebietsmodell ermittelt. 

 
LSiedlung =     besiedelte Flußlänge (Anlage 5) 

Die anliegenden Städte und Gemeinden der einzelnen Rückhalteräume erhalten für die Ein- 
schränkung ihrer Flächennutzung maximal je 2 % der durch den Verband zu tragenden 
Maßnahmenkosten als Bonus. Durch die Bonusgutschrift kann jedoch kein Guthaben er- 
reicht werden. Damit ergeben sich maximal 4 % Bonus (bei zwei Belegenheitsgemeinden), 
der auf den Solidar- und Nutzerbeitrag umgelegt wird. 

 
Bestehende Hochwasserschutzbauwerke (z.B. Dämme) der Städte und Gemeinden, welche 
Bestandteil einer Hochwasserschutzmaßnahme des Wasserverbandes werden, werden als 
Vorleistung angerechnet. Die von der Stadt/Gemeinde aufgewandten Herstellungskosten 
werden den Baukosten der Verbandsmaßnahmen zugeschlagen. Die Aufteilung dieser ge- 
samten Investitionskosten auf die Mitglieder erfolgt dann entsprechend dem oben genannten 
Beitragsschlüssel. Die Vorleistungen (Herstellungskosten) der Städte und Gemeinden wer- 
den mit den so ermittelten Beiträgen verrechnet. 

 
(2) Für die Aufgaben örtlicher Hochwasserschutz, ökologische Gewässerentwicklung und 

Verbandsverwaltung/Sonstiges werden die Beiträge für den im Haushaltsplan festgesetz- ten 
Etat (§ 13 Abs. 4) über den nachfolgenden Umlageschlüssel ermittelt. Die Umlage setzt sich 
zusammen aus: 

 
- einem Sockelbetrag von 2.250 EUR je Kommune und 

 
- einem Solidarbeitrag der Städte und Gemeinden sowie der Landkreise. Der Solidar- 

schlüssel der Städte und Gemeinden basiert auf der Größe der Markungsfläche (Ent- 
wässerungspotential) und der Rems-Flußlänge auf der Gemarkung. Der Solidarbeitrag 
des Rems-Murr-Kreises beträgt 14.000 EUR und der des Ostalbkreises 10.000 EUR. 
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Der Beitragsschlüssel ist in Anlage 4 dargestellt. 
 

(3) Für die Aufgaben des örtlichen Hochwasserschutzes werden die Investitions-
kosten, soweit sie nicht durch Fördermittel von Dritten finanziert sind, zu 5 % als 
Solidarbeitrag nach dem Solidarschlüssel der Städte/Gemeinden (ohne 
Landkreise) analog Abs. (2) und zu 95 % auf die Belegenheitsgemeinde 
aufgeteilt. Die Betriebs- und Unterhaltungskosten werden bis auf die vom Land 
Baden-Württemberg am Gewässer I. Ordnung zu erbringenden Leistungen von 
der Belegenheitsgemeinde getragen. 

 
 

§ 17 
 

Kassenverwaltung 
 
Die Kassenverwaltung wird in der Geschäftsordnung geregelt. Auszahlungen erfolgen nur nach 
Anweisung des Vorstandsvorsitzenden im Rahmen des Haushaltsplans. 

 
 

§ 18 
 

Verbandsinterne Förderung von Maßnahmen 
 
(1) Maßnahmen der Verbandsmitglieder für den örtlichen Hochwasserschutz und die ökologi- 

sche Gewässerentwicklung an der Rems (§§ 3, 5) können durch den Verband finanziell ge- 
fördert werden. Hierzu weist der Verband in seinem Haushaltsplan Mittel aus. 

 
(2) Entscheidungen über die Verbandsförderung trifft die Mitgliederversammlung auf Vorschlag 

des Vorstandes im Zuge der Haushaltsplanung. 
 
(3) Förderanträge der Verbandsmitglieder müssen dem Vorstand zwei Monate vor der Festset- 

zung des Haushaltes zugehen. Maßgaben über die Form des Antrages und die weiteren 
Fördermodalitäten z.B. die Fördersätze werden durch den Vorstand erstellt und den Mitglie- 
dern zur Kenntnis gegeben. 

 
 
IV. BEKANNTMACHUNG, SATZUNGSÄNDERUNG UND STAATLICHE AUFSICHT DES VER- 

BANDES 
 

§ 19 
 

Bekanntmachungen 
 
Die öffentlichen Bekanntmachungen des Wasserverbandes erfolgen im Staatsanzeiger für Baden- 
Württemberg. 

 
 

§ 20 
 

Änderung der Satzung 
 
(1) Die Verbandsversammlung kann eine Änderung der Satzung beschließen. Es genügt die 

Mehrheit der anwesenden Stimmen einschließlich der Zustimmung des Landes. 
 
(2) Folgende Beschlüsse bedürfen einer qualifizierten Mehrheit der Verbandsversammlung: 
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(a) Der Beschluß über eine Änderung der Aufgaben des Verbandes bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der anwesenden Stimmen einschließlich der Zustimmung des Landes. 

 
(b) Der Beschluß über die Änderung der Beitragsverhältnisse gem. § 16 der Verbandssat- 

zung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden Stimmen einschließlich der 
Zustimmung des Landes und der Landkreise. 

 
(3) Die Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Aufsichts- 

behörde macht die Ergänzung und die Änderung bekannt (WVG § 58). 
 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann eine Änderung der Satzung aus Gründen des öffentlichen Inte- 
resses fordern (WVG § 59). 

 
§ 21 

 
Staatliche Aufsicht 

 
(1) Der Wasserverband steht unter der Aufsicht der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Be- 

zirk der Verband seinen Sitz hat. 
 

(2) Die Fachverwaltungen beraten den Verband und werden zu den Verbandsentscheidungen 
gehört. 

 
 

§ 22 
 

Schiedsstelle 
 

Für Streitigkeiten unter Verbandsmitgliedern oder zwischen Verband und einzelnen Verbandsmit- 
gliedern über die in dieser Satzung geregelten Rechte und Pflichten haben die Verbandsmitglieder 
oder der Verband vor einer gerichtlichen Geltendmachung ihrer Ansprüche das Regierungspräsi- 
dium Stuttgart als Schiedsstelle anzurufen. Die Verbandsmitglieder oder der Verband können ihre 
Ansprüche auf dem Rechtsweg erst dann geltend machen, wenn 

 
a) das Regierungspräsidium Stuttgart eine Schlichtung als Schiedsstelle verweigert oder 

 
b) sich die Parteien mit einem Schlichtungsvorschlag des Regierungspräsidiums, dem 

möglichst eine mündliche Verhandlung zwischen den streitenden Parteien vorausge- 
gangen ist, nicht innerhalb der vom Regierungspräsidium gesetzten Frist einverstanden 
erklärt haben. 

 
 
Ausgefertigt: 
 
Schorndorf, 8. Juni 2015 
 
Verbandsvorsteher: 
 
 
 
 
Matthias Klopfer 
Oberbürgermeister 
 
Anmerkung: 
Diese Neufassung der Satzung wurde von der Verbandsversammlung am 26.02.2015 beschlossen und am 29.10.2015 
öffenltich bekanntgemacht. Die Satzung ist am 29.10.20215 in Kraft getreten. 
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Folgende Änderungen sind berücksichtigt: 
 
§ Abs. Beschluss vom Öffentl. Bekanntmachung  Genehmigung RAB Inkrafttreten 
 
Präambel 
15 4   
16 2 
Anlage 3 
Anlage 4 
Anlage 6 22.06.2021  08.10.2021   24.08.2021  08.10.2021 
 
16 2  
Anlage 4 27.11.2024  31.07.2025   08.04.2025  31.07.2025



 

Anlage 1 

 
Liste der Verbandsmitglieder 

 

 
Remsanliegerkommunen Weitere Mitglieder 

Essingen Ostalbkreis 

Mögglingen Rems-Murr-Kreis 

Schwäbisch Gmünd Land Baden-Württemberg, 

Lorch vertreten durch das Regie- 

Plüderhausen rungspräsidium Stuttgart 

Urbach  

Schorndorf 

Winterbach 

Remshalden 

Weinstadt 

Waiblingen 

Remseck 



 

 



 

Anlage 3 

 
Maßnahmenliste des örtlichen Hochwasserschutzes 

 
Diese Liste ist ein Auszug aus dem Erläuterungsbericht der integrierten 

Flußgebietsuntersuchung Rems (Mappe I Kapitel 6.5.) und der Fortschreibung des 

Verbandsplans vom Mai 2013 (Abschnitt 6.4). Ausführliche Beschreibungen und 

Maßnahmenvorschläge sind darin enthalten. 

 

Mögglingen 

 
• Gärtnerei Schmid, rechts der Rems: hier wurde der Deich gebaut. 

Plüderhausen 

 Einstau Mittlere Brücke (km 36 + 235) 

 Sportgelände, Engstelle (km 35 + 300 links) 

 Sportgelände, Engstelle (km 35 + 200 links) 
 
 

Urbach 

 Ausuferung der Rems durch Rückstau im Unterlauf des Urbachs in die östlich und 
westlich angrenzenden Gewerbegebiete 

 

Waiblingen 

 
 Beinstein: Erhöhung/Sanierung Remsdeiche zwischen Brücke Mühlweg und 

Karrbachmündung 

 
 Waiblingen-Ost: Schutz der Sportanlagen westlich der B14 zwischen Rems-km 12,65 

und 12,30 



 

Anlage 4 
 
Beitragsschlüssel 1 - Örtlicher Hochwasserschutz, ökolo- 
gische Gewässerentwicklung und Verbandsverwaltung / 
Sonstiges 

Verteilung des Etats auf die Kommunen und die Landkreise: 

- der Sockelbetrag je Kommune beträgt 2.250 EUR. 
- die kommunale Solidarverteilung richtet sich nach dem Flächenanteil und der 

Rems-Flußlänge 
- der Solidarbeitrag des Rems-Murr-Kreises beträgt 14.000 EUR, des Ostalbkreises 

10.000 EUR. 
 

Städte 
Gemeinden 
Kreise 

Kommunen 
-Flächen 

und 
Flußlänge 
(aus PG 
Rems) 

Solidar- 
vertei- 
lung 

Sockel- 
betrag 

Solidarbei- 
trag 

Gesamt Städte 
Gemeinden 
Kreise 

Spalte 1 2 3 4 5  
 % % EUR EUR EUR  

Rems-Murr-
Kreis 

   
14.000,00 14.000,00 

Rems-
Murr-Kreis 

Ostalbkreis    10.000,00 10.000,00 Ostalbkreis 

Essingen 3,7 4,2 2.250 12.094,24 14.344,24  Essingen/OAK 

Mögglingen 3,1 3,5 2.250 10.078,52 12.328,52  Mögglingen/OAK 

Schw. Gmünd 15,9 18,1 2.250 52.120,42 54.370,42  Schw. Gmünd/OAK 

Lorch 7,5 8,5 2.250 24.476,44 26.726,44  Lorch/OAK 

Plüderhausen 3,9 4,4 2.250 12.670,16 14.920,16  Plüderhausen/RMK 

Urbach 3,3 3,8 2.250 10.942,41 13.192,41  Urbach/RMK 

Schorndorf 5,7 6,5 2.250 18.717,28 20.967,28  Schorndorf/RMK 

Winterbach 3,8 4,3 2.250 12.382,20 14.632,20  Winterbach/RMK 

Remshalden 3,3 3,8 2.250 10.942,41 13.192,41  Remshalden/RMK 

Weinstadt 5,2 5,9 2.250 16.989,53 19.239,53  Weinstadt/RMK 

Waiblingen 10,0 11,4 2.250 32.827,23 35.077,23  Waiblingen/RMK 

Remseck 1,8 2,0 2.250 5.759,16 8.009,16  Remseck/LB 

Summen 67,20* 76,40** 27.000 244.000,00 271.000,00 Summen 

 
* Prozentsätze anlog dem Beitragsschlüssel der PG Rems 
** berücksichtigt man Böbingen (Teilnahme zurückgestellt) ergeben sich 80% kommunaler Anteil. 

Ein Prozentpunkt (hier gerundet) ergibt einen Solidarbeitragsanteil in Höhe von 2.880 EUR. 



Satzung des Wasserverband Rems  

Anlage 5 
 

Liste der besiedelten Flußuferlängen 

 
In der nachfolgenden Tabelle sind die Gewässerabschnitte innerhalb der einzelnen 

Ortslagen angegeben; dabei wurde zwischen linker und rechter Uferseite (in 

Fließrichtung) differenziert. 

 
 
 

 ....... 
1
l Grünanlage, Sportplätze, Freibäder 



Satzung des Wasserverband Rems  

Ermittlung der maßgebenden Längen: 
 
 
- jedes Ufer wird mit 50 % bewertet 

- bei Grünanlagen u.ä. wird die halbe Abschnittslänge berücksichtigt 
 
 

z.B. Waldhausen: linkes Ufer: 

- bebaute Länge 

- Grünanlagen (50 %) 
 
 

rechtes Ufer: 

- bebaute Länge 

- Grünanlagen  (50 %) 

 
= 1500 m x 0,5  =  750 m 

=   150 m x 0,5 =     75 m 
 
 

= 2200 m x 0,5 = 1100 m 

=   350 m x 0,5 =   175 m 

Summe                                                                     = 2100 m 



 

Anlage 6 
 

Entstehung, Fortentwicklung und Realisierung des 
Hochwasserschutzkonzepts des Wasserverbands Rems und 
seiner Satzung 

 
Der Wasserverband Rems wurde im Jahre 1998 gegründet. Sein damaliger Verbandsplan 
war das Ergebnis der 1993 im Auftrag der Planungsgemeinschaft Rems begonnenen und 
1997 fertiggestellten integrierten Flussgebietsuntersuchung Rems (IFU Rems). 

 
Die Planungsgemeinschaft Rems, bestehend aus den beteiligten Kommunen im 
Einzugsgebiet der Rems, den Landkreisen Rems-Murr-Kreis und Ostalbkreis sowie dem 
Land Baden-Württemberg legten im Jahre 1995 das Hochwasserschutzkonzept Rems als 
erstes Ergebnis der integrierten Flussgebietsuntersuchung Rems IFU Rems) vor. Im Jahre 
1996 folgte das für den gesamten Remslauf erstellte ökologische 
Gewässerentwicklungskonzept. 

 
Die dem Verbandsplan und seiner Satzung zum Zeitpunkt der Verbandsgründung 
zugrundeliegenden Planungen strebten einen Hochwasserschutz an, der bis zu einem ca. 
100-jährlichen Abfluss (HQ100) wirksam ist. Diese Zielgröße ist wegen ihrer Herleitung aus 
der Zeitreihe der extremen Hochwasserereignisse nicht konstant. Die weiter fortschreitende 
Klimaveränderung wird voraussichtlich zu einer Erhöhung der Hochwasserabflusswerte 
führen. Das Land Baden-Württemberg trägt dem Rechnung durch die Annahme einer 
15%igen Erhöhung der HQ100-Werte von 2000 bis 2050. 

 
Die Planungen der IFU Rems waren auf den bordvollen Abfluss in der Rems ausgerichtet. 
Ungeachtet dessen, dass ein Versagen der Remsdeiche und Überströmen der Ufer erst 
bei Überschreitung des bordvollen Abflusses stattfindet, wird die zukünftige Planung der 
Verbandsanlagen ein technisches Freibord an den Remsdeichen berücksichtigen. Dies 
entspricht den aktuell gültigen Regeln der Technik. Außerdem soll damit Übereinstimmung 
mit dem Vorgehen des Landes bei der Herstellung der Hochwassergefahrenkarten und 
deren Rechtswirkungen erzielt werden. 

 
Technischer Hochwasserschutz kann grundsätzlich geschaffen werden indem 

 
 der Abfluss durch Rückhaltung vermindert wird, 

 die Abflussleistung im Gewässer durch Gewässerausbau erhöht wird. 
 
Der statistisch 100-jährliche Abfluss an der Mündung der Rems in den Neckar hatte sich 
wegen des im 20. Jahrhundert erfolgten Gewässerausbau nach den 

Berechnungsergebnissen der IFU Rems von ca. 260 m3/s um ca. 40 m3/s auf 300 m3/s 
erhöht. Weiterer Gewässerausbau sollte an der Rems allenfalls an einer begrenzten Zahl 
von Engstellen stattfinden. Die IFU Rems hat deshalb von einem generellen Ausbaukonzept 
für die Rems Abstand genommen. Es war somit satzungsgemäßes Ziel des 1998 
gegründeten Wasserverbandes, den Abfluss soweit als möglich durch Rückhaltung zu 
dämpfen. Nur bei nicht ausreichend möglicher Rückhaltung sollten Deicherhöhungen 
ausschließlich in den Ortslagen in Betracht kommen. Zusätzlich zum Hochwasserschutz 
strebte der Wasserverband Rems die 



 

Aufwertung der Gewässerlandschaft und die ökologische Verbesserung der Rems an. 
 
Im Verbandsplan von 1998 waren folgende Umsetzungsstufen enthalten, die den 
Umsetzungsprioritäten der Satzung wie folgt entsprachen: 

 
Priorität 1: 

Hochwasserrückhalteräume (HRR) 9 „Lorch-Waldhausen“ und 6 „Schorndorf-Winterbach“ 
 

Priorität 2: 

HRR 1 „Schwäbisch Gmünd/Reichenhof“, 3 „unterhalb Waldhausen“ und 4 

„Plüderhausen-Urbach“ 
 

Priorität 3: 

HRR 7 „Winterbach-Geradstetten“, 8 „Grunbach-Großheppach“ 
 

Priorität 4: 

HRR 2 „Lorch, unterhalb Reichenhof“, 5 „Urbach-Schorndorf“ 
 
In der bei der Verbandsgründung beschlossenen Satzung des WV Rems war im 
damaligen § 5 (4) folgendes festgelegt: 

 
„Zunächst ist der überörtliche Hochwasserschutz auf die Herstellung der Maßnahmen der 
Prioritäten 1 und 2 zu beschränken. Die Becken 1 und 9 werden gleichzeitig untersucht und 
im Rahmen der Umsetzungsstufe 1 gebaut. Vor einer Realisierung der Maßnahmen der 3. 
Priorität ist eine erneute Überprüfung der Notwendigkeit durchzuführen. Die Fortschreibung 
und Ergänzung der Unternehmen und Pläne bedarf der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde.“ 

 
Im Jahre 2005 wurden Maßnahmen des örtlichen Hochwasserschutzes im Oberlauf der 
Rems, oberhalb des Standortes des HRR 1 ergänzend in den Verbandsplan 
aufgenommen. Der Wasserverband Rems verfolgt seither ein gebietliches 
Hochwasserschutzprogramm an der Rems mit dem Ziel eines einheitlichen 
Hochwasserschutzgrades. Das gebietliche Hochwasserschutzprogramm setzt sich aus 
überörtlich und örtlich wirkenden Hochwasserschutzmaßnahmen zusammen. 

 
Der im Jahre 2005 fortgeschriebene Verbandsplan war Grundlage der seit 2012 fachlich 
erarbeiteten, in 2013 beschlossenen neuerlichen Fortschreibung des Verbandsplanes und 
der entsprechenden Neufassung der Satzung im Jahre 2014. 

 
Bis zum Jahre 2013 hat der Wasserverband folgende Rückhalteräume für den 
überörtlichen Hochwasserschutz hergestellt: 

HRR 1 Schwäbisch Gmünd/Reichenhof, Fertigstellung 2006 
Rückhaltevolumen 0,77 Mio. m³ 

HRR 6 Schorndorf/Winterbach, Fertigstellung 2005 
Rückhaltevolumen 1,34 Mio. m³ 

 
HRR 9 Lorch/Waldhausen, Fertigstellung 2008 
Rückhaltevolumen 0,76 Mio. m³ 



 

Ergänzend hat der Wasserverband am Oberlauf der Rems örtliche 
Hochwasserschutzmaßnahmen an folgenden Standorten hergestellt: 

Essingen mit Ortsteil Hermannsfeld, Fertigstellung 2011 
Schwäbisch Gmünd-Hussenhofen, Fertigstellung 2011 
Schwäbisch Gmünd-Pfennigmühle, Fertigstellung 2011 

 

Das Hochwasserschutzkonzept nach Fortschreibung 2013 gemäß §5 (4) wurde bis 
zum Jahr 2020 in der ersten Priorität umgesetzt, wobei der Rückhaltestandort 5 
Urbach / Schorndorf zurückgestellt wurde. 

HRB 4 Plüderhausen / Urbach Fertigstellung 2020 

Einmündungsbereich Urbach Fertigstellung 2019 

Eine Aktualisierung des Schutzkonzepts im Hinblick auf eine Priorisierung künftiger 
Schutzmaßnahmen kann erst nach Vorliegen der Ergebnisse aus der 
Fortschreibung der Hochwassergefahrenkarten, verbunden mit einer 
Neuberechnung der Flußgebietsuntersuchung (Fertigstellung 2023), erfolgen.  

 

 

 


